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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Löhne

Eine parlamentarische Initiative von Gret Haller (sp, BE) (Pa.Iv. 88.232), welche im
Beamtengesetz eine zivilstandsunabhängige Ausgestaltung der Anspruchsberechtigung
für Lohnbestandteile und Sozialabgaben schaffen wollte, scheiterte schon in der
vorberatenden Nationalratskommission, welche der Ansicht war, diese Frage solle nicht
durch eine Gesetzesänderung, sondern durch Verhandlungen zwischen den
Sozialpartnern gelöst werden. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.05.1989
MARIANNE BENTELI

Da bei der Revision des Beamtengesetzes dem Prinzip eines schrittweisen Abbaus der
zivilstandsabhängigen Ausgestaltung der Anspruchsberechtigung für Lohnbestandteile
und Sozialabgaben Rechnung getragen wurde, zog Nationalrätin Haller (sp, BE) ihre 1988
eingereichte diesbezügliche parlamentarische Initiative zurück. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.09.1990
MARIANNE BENTELI

Nachdem sich der Bundesrat mit der von der Petititons- und
Gewährleistungskommission vorgeschlagenen Änderung von Art. 325 OR einverstanden
erklärt hatte, stand deren einstimmiger Annahme in den Räten nichts mehr im Wege.
Die Vorlage ging auf eine parlamentarische Initiative von Nationalrat Eggli (sp, ZH) aus
dem Jahr 1986 zurück. Der inzwischen aus dem Parlament ausgeschiedene Abgeordnete
wollte in Art. 325 OR ein generelles Verbot von Abtretungen und Verpfändungen
künftiger Lohnforderungen verankern, wobei er vor allem Lohnzessionen bei
Abzahlungsund Kleinkreditgeschäften im Visier hatte. Der Nationalrat hatte 1988
diskussionslos beschlossen, dieser Initiative grundsätzlich stattzugeben, doch
schwächte die ausarbeitende Kommission die Vorlage in dem Sinn ab, dass die
Abtretung oder Verpfändung künftiger Lohnforderungen bei allen
obligationenrechtlichen Rechtsgeschäften ausgeschlossen, zur Sicherung
familienrechtlicher Unterhalts- und Unterstützungspflichten aber weiterhin zugelassen
wird. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.1990
MARIANNE BENTELI

Im Nationalrat setzte eine Allianz von SP und SVP gegen den Willen der Regierung und
einer mehrheitlich freisinnigen Minderheit mit einer parlamentarischen Initiative der
staatspolitischen Kommission durch, dass (falls der Ständerat zustimmt) die Kaderlöhne
und Verwaltungsratshonorare bei bundesnahen Betrieben inklusive Boni, Nebenjobs
und Abgangsentschädigungen individuell offen gelegt werden müssen. Die neue
Transparenzregel, die schärfer ist als jene der Börse, welche nur die Offenlegung einer
Gesamtsumme für das Kader eines kotierten Unternehmens verlangt, wurde von den
Befürwortern mit der Vorbildfunktion der bundesnahen Betriebe begründet. Bundesrat
Villiger wehrte sich mit dem Argument des Datenschutzes vergeblich gegen die
individuelle Offenlegung; diese wurde mit 97 zu 55 Stimmen angenommen. Mit noch
deutlicherem Mehr wurde ein Antrag abgewiesen, die Swisscom als börsenkotiertes
Unternehmen von der neuen Regel auszunehmen. Erfolgreich (und mit Unterstützung
der SVP) widersetzte sich Villiger hingegen dem Kommissionsantrag, dass der Bundesrat
nicht nur Grundsätze, sondern auch Eckwerte zur Gestaltung der obersten Löhne in
den von ihm beherrschten Unternehmen festlegen soll. Er machte geltend, derartige
Grenzen könnten den Bund bei der Rekrutierung von ausgewiesenen Managern
benachteiligen. Dieser Antrag wurde mit 83 gegen 78 Stimmen abgelehnt. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.09.2002
MARIANNE BENTELI

In der Frühjahrssession befasste sich der Ständerat mit einer ausgearbeiteten
parlamentarischen Initiative des Nationalrats, welche vermehrte Transparenz bei den
Kaderlöhne und den Verwaltungsratshonorare der bundesnahen Unternehmungen
herstellen will. Da auch die kleine Kammer gesetzgeberischen Handlungsbedarf
erkannte, war Eintreten unbestritten. In der Folge schuf der Ständerat im
Einvernehmen mit dem Bundesrat jedoch zwei gewichtige Differenzen zum Nationalrat.
Er nahm die Swisscom als börsenkotiertes Unternehmen vom Geltungsbereich aus, da
er der Auffassung war, dass die Börsenvorschriften, welche lediglich die Offenlegung

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.06.2003
MARIANNE BENTELI
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der Gesamtsumme der Kaderbezüge verlangt, genügen, und dass die Swisscom an der
Börse geschwächt würde, wenn potenzielle Anleger staatliche Interventionen in die
Geschäftsführung befürchten müssten. Für die übrigen Unternehmen wollte er eine
personenbezogene Transparenz lediglich für die Vorsitzenden von Geschäftsleitung und
Verwaltungsrat vorschreiben, weil die Offenlegung sämtlicher Kadergehälter im Ausland
gezeigt habe, dass dies die Bezüge eher in die Höhe treibt; den politischen Behörden
gegenüber sollen die Zahlen jedoch zugänglich gemacht werden. In der
Differenzbereinigung schloss sich der Nationalrat in zwei Schritten gegen den
Widerstand der Linken in beiden Punkten dem Ständerat an. 5

Mit 117 zu 56 Stimmen lehnte der Nationalrat eine parlamentarische Initiative Zisyadis
(pda, VD) ab, die einen indexbereinigten Mindestlohn von CHF 3'500 sowie
Höchsteinkommen verlangte, welche das Zehnfache des Mindestlohnes nicht
übersteigen dürfen. Nach Aussage der Kommissionssprecherin hätten sich auch die
Gewerkschafter in der Kommission mehrheitlich dagegen ausgesprochen, da ihre
Strategie die Festlegung der Mindestlöhne über Gesamtarbeitsverträge (GAV) sei. Die
Mehrheit der Kommission sei sich der Problematik der Working Poor bewusst, erachte
aber eine Lösung über einen regulierten Arbeitsmarkt als nicht zielführend, da dadurch
Stellen für unqualifizierte Arbeitnehmende vom schweizerischen Arbeitsmarkt
verschwinden würden. Im Namen der Gewerkschaften relativierte SGB-Präsident
Rechsteiner (sp, SG) die Aussagen der Kommissionssprecherin: Es sei zwar richtig, dass
man im gewerkschaftlichen Lager primär auf GAV setze, es gebe aber Branchen, die
sozialpartnerschaftlich kaum organisiert seien, weshalb hier gesetzliche Bestimmungen
über den Mindestlohn dringend notwendig seien. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.03.2007
MARIANNE BENTELI

Mit einer parlamentarischen Initiative versuchte Teuscher (gp, BE) die
Anstellungsbedingungen von Teilzeitbeschäftigten zu verbessern. Sie bemängelte, dass
die Überzeit laut Gesetz nur dann mit einem Zuschlag von 25% zu entlohnen ist, wenn
diese die höchstzulässige Wochenarbeitszeit von 45 resp. 50 Stunden übersteigt, was
bei Teilzeitangestellten kaum oder nie der Fall sein dürfte. Sie forderte deshalb, der
Anspruch auf den Überstundenzuschlag sei proportional zum Beschäftigungsgrad zu
definieren. Der Sprecher der Kommissionsmehrheit erklärte, eine differenzierte
Berechnung würde zu einem hohen administrativen Aufwand führen. Die Initiative
wurde mit 85 zu 59 Stimmen abgelehnt. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.10.2007
MARIANNE BENTELI

Susanne Leutenegger Oberholzer (ps, BL) a déposé une initiative parlementaire visant la
publicité des salaires des employées et employés d’entreprises privées pour faciliter la
mise en œuvre de l'égalité salariale entre hommes et femmes. Elle demande une
adaptation du cadre légal, notamment du code des obligations. Bien que le Conseil
fédéral reconnaisse la pertinence de la mesure (Mo. 17.3613), il refuse d'imposer une
obligation générale de transparence en la matière. Cela porterait atteinte à la liberté
économique et contractuelle. Avec son projet de révision de la loi sur l'égalité, il
souhaite tendre vers l'égalité salariale. Dans le cadre de l’examen préalable, la CSEC-CN
décide de ne pas y donner suite par 18 voix contre 7. La majorité des membres de la
commission s’oppose à l’idée de prévoir légalement une publication générale des
salaires. Une minorité souhaite au contraire y donner suite. L’initiative parlementaire
passera devant le Conseil national. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.08.2018
DIANE PORCELLANA

Le Conseil national a suivi l'avis de sa commission, par 124 voix contre 55 et 2
abstentions. Ainsi, il n'approuve pas l'idée de la publicité des salaires des employées et
employés d’entreprises privées. L'initiative parlementaire est donc liquidée. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.09.2018
DIANE PORCELLANA

Le Groupe socialiste estime qu'une perception de l'indemnité en cas de réduction de
l'horaire de travail (RHT) implique, pour les salarié.e.s, de renoncer à 20 pourcent de
leur salaire. En cas de crise de longue durée, les bas et les moyens revenus perdent du
pouvoir d'achat, en plus d'être confrontés à des charges financières supplémentaires.
Par le biais d'une initiative parlementaire, le Groupe socialiste souhaite donc que
l'indemnité en cas de RHT soit portée à 100 pourcent de la perte de gain considérée, si
la durée de la perception de l'indemnité est supérieure à 60 jours au cours d'une
année et que la perte de gain est inférieure au salaire médian en Suisse. 

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.11.2020
DIANE PORCELLANA
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Lors de l'examen préalable, la CSSS-CN a proposé, par 15 voix contre 9 et 1 abstention,
de ne pas y donner suite. 10

Le Groupe socialiste retire son initiative parlementaire demandant une indemnité en
cas de RHT de 100 pour cent du salaire pour une durée de perception supérieure à 60
jours, comme l'Assemblée fédérale a décidé – dans le cadre de la loi Covid-19 –
d'indemniser à 100 pour cent la part du salaire assuré jusqu'à CHF 3'470. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.12.2020
DIANE PORCELLANA

Arbeitnehmerschutz

Einstimmig nahmen beide Kammern eine Änderung des SchKG an, welche das Anrecht
der Arbeitnehmenden auf einen 13. Monatslohn im Konkursfall umfassend schützt.
Bisher regelte das SchKG lediglich die Forderung nach sechs von möglichen 12 Anteilen.
Der Nationalrat gab einer parlamentarischen Initiative Zanetti (sp, SO) Folge, die eine
Begrenzung des Konkursprivilegs für Arbeitnehmerforderungen im SchKG verlangt.
Damit soll sichergestellt werden, dass Lohnbezüger ohne hierarchisch klare
Unterordnung, selbst wenn sie nur einen geringen Lohn beziehen, gegenüber
Arbeitnehmern, die zumindest formal in einem Unterordnungsverhältnis stehen, die
aber aufgrund ihrer Funktion hohe Bezüge ausweisen, bei einem Konkurs schlechter
gestellt werden. Gegen den Antrag der Kommission wurde hingegen eine
parlamentarische Initiative (02.411) Thanei (sp, ZH) für einen besseren Schutz vor
missbräuchlicher Kündigung abgelehnt. 12

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.12.2003
MARIANNE BENTELI

Auf Antrag seiner vorberatenden Kommission (WAK) gab der Nationalrat einer auch von
der SP und der GP unterstützten parlamentarischen Initiative Vanek (pda, GE) mit 117 zu
65 Stimmen keine Folge. Diese hatte verlangt, dass auf Lohndumping nicht erst reagiert
werden kann, wenn es "wiederholt in missbräuchlicher Art und Weise" vorkommt,
sondern dass – wie beispielsweise in Frankreich – Gesamtarbeitsverträge auf alleinigen
Antrag der Gewerkschaft allgemeinverbindlich erklärt und zudem vom Staat regionen-
und branchenspezifische Mindestlöhne festgelegt werden können. Die Sprecher der
WAK argumentierten, diese Forderungen der Linken seien bereits im Rahmen der
flankierenden Massnahmen zum Freizügigkeitsabkommen diskutiert und verworfen
worden, da sie einen für die Wirtschaft, insbesondere für die KMU, nicht tragbaren
überzogenen Maximalschutz für Arbeitnehmende bedeuten würden. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.06.2006
MARIANNE BENTELI

Beat Jans (ps, BS) demande d'étendre le champ d'application de la responsabilité
solidaire au secteur tertiaire. Il reprend l'une des initiatives parlementaires déposées
par Carlo Sommaruga (ps, GE) sur le sujet. Tout comme les entreprises contractantes
des secteurs de la construction, du génie civil et du second œuvre, celles du secteur
tertiaire devraient répondre civilement du non-respect par les sous-traitants des
salaires minimaux nets et des conditions de travail. La modification de l'article 5 LDét
permettrait ainsi, dans ce secteur, de protéger les conditions de travail, les salaires et
les entreprises contre la concurrence déloyale. 
La CER-CN propose, par 16 voix contre 8, de rejeter l'initiative parlementaire. Peu de
conventions collectives de travail (CCT) réglementent le secteur tertiaire. De plus, il
dispose rarement de salaires minimaux. Pour la majorité des membres de la
commission, l'extension de la responsabilité solidaire resterait donc sans effet. En
revanche, une minorité estime que la disposition pourrait exercer un effet préventif
contre le dumping salarial. 14

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.02.2020
DIANE PORCELLANA

Par 113 voix contre 71, le Conseil national – tout comme la majorité de la CER-CN – a
refusé d'étendre le champ d'application de la responsabilité solidaire au secteur
tertiaire. Seuls les socialistes, les Verts et quelques voix du centre ont supporté la
demande de Beat Jans (ps, BS). 15

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.09.2020
DIANE PORCELLANA

1) NZZ, 19.5.89.; Verhandl. B. vers., 1989, V, S. 26
2) Verhandlungen der Bundesversammlung, 1990, V, S. 26
3) SPJ 1989, S. 188; NZZ, 9.1.91; Amtl. Bull. NR, 1990, S. 1233 f. und 2496; Amtl. Bull. StR, 1990, S. 1044 f. und 1101.
4) AB NR, 2002, S. 1350 ff.; Presse vom 27.4. und 25.9.02; NZZ, 31.5.02 (BR).
5) AB SR, 2003, S. 48 ff., 586 f. und 719; AB NR, 2003, S. 920 ff., 1159 f. und 1247. ; Anvisiert waren die drei „Giganten“ SBB,
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Post und Swisscom, aber auch die RUAG, die SRG, die SUVA, Skyguide, das Eidg. Amt für geistiges Eigentum, Swissmedic und
der ETH-Bereich.
6) AB NR, 2007, S. 49 ff.
7) AB NR, 2007, S. 1698 f.
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9) BO CN, 2018, p. 1517s
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11) BO CN, 2020, p.2679s
12) AB NR, 2003, S. 1477 f.; AB NR, 2003, S. 1962; AB NR, 2003, S. 2129; AB SR, 2003, S. 1149; AB SR, 2003, S. 1245; BBl, 2003,
S. 6369 ff.; BBl, 2003, S. 6377 ff.; BBl, 2003, S. 8203
13) AB NR, 2006, S. 921 ff.
14) Communiqué de presse CER-CN du 25.2.20
15) BO CN, 2020, p. 1405s
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